Quelle: Goettinger Stadtinfo nichtkommerzielles Online Magazin; http://www.goest.de/

Elektronische Gesundheitskarte
Am Freitag, den 6.2.2009 fand in der Paulinerkirche, Papendiek 14, von 13 bis 19 Uhr eine Veranstaltung zur Einführung der elektronischen Gesundheitskarte statt. 
Eigentlich schien es kaum Sinn zu machen, grundsätzliche Fragen bei dieser Veranstaltung zu äußern. Zu hermetisch abgeschlossen fuhren die Referate gemeinsam im Zug "elektronische Gesundheitskarte" wobei es nicht mehr um da "Ob" sondern nur noch um das "Wie" ging; bis am Schluß der Veranstaltung mit Dr. Enno Gienke, noch ein vehementer Kritiker der Ärzteschaft ans Mikro ging und ein paar Minuten zur Verteufelung des ganzen Projektes zugestanden bekam.

	
	Dr. Enno Giencke ist Sprecher und Beauftragter für den Datenschutz des NAV-Virchow-Bund, Verband der niedergelassenen Ärzte Deutschlands, der die Interessen der niedergelassenen und ambulant tätigen "Ärztinnen und Ärzte aller Fachgebiete gegenüber Regierung, Parlament, der inner- und außerärztlichen Öffentlichkeit, der ärztlichen Selbstverwaltung und sonstigen am Gesundheitswesen Beteiligten auf Bundes- und Landesebene vertritt."


Dr. Enno Gierke wetterte drauf los und rief wortwörtlich "diese Karte ist des Teufels". Er sieht in der Gesundheitskarte einen Angriff auf die Grundrechte von Patienten und Ärzten. 

In einem Text auf der Homepage seiner Organisation heisst es: "Krankenkassen bringen eigenwillig ihre Karten heraus. Völlig unverständlich ist das Vorgehen der Betreibergesellschaft gematik. Sie duldet entgegen eines Bundestagsbeschlusses nur ein Modell, eben das vom BMG vorgelegte sehr teure und langsame, bereits veraltete und umständliche. Das benötigt einen Server, eine Art Speicher, der als riesige Gefahr für die Datensicherheit angesehen wird. Der Zugriff von Krankenkassen und Staat mag anfänglich eingeschränkt werden. Was aber passiert mit den unheimlich großen Datensammlungen in 5 oder 10 Jahren unter anderen finanziellen oder politischen Bedingungen, nach rasant wachsenden Erkenntnissen der Genforschung zu Erbanlagen? Datenschützer warnen: "Gespeichert bleibt gespeichert." (Quelle:Homepage der Organisation der niedergelassenen Ärzte http://www.aekn.de ) Allerdings blieb seine Kritik einfach im Raum stehen, die Karawane zog einfach weiter. Zur Diskussion kam es eh nicht - wie immer bei hermetischen Veranstaltungen fehlte dann plötzlich die Zeit. Immerhin hatten Göttinger UnterstützerInnen von Datenschutzinitiative Stoppt die e-card Infomaterial ausgelegt. 

Keine Rezeptausgabe in der Nachtapotheke bei Stromausfall?
Anlässlich eines Stromausfalls in der Göttinger Region im Februar 2009 darf auch gefragt werden, wie allein Rezepte im Notfall des Nachts zB von Apotheken behandelt werden sollen, wenn sie nur noch per Gesundheitskarte abrufbar sind, wegen Stromausfall aber alle Geräte stillstehen. Auf dieses Problem machte uns ein Apotheker bei der Gesundheitsmesse aufmerksam. 

Kritische Organisationen: 
Kölner Komitteee für Grundrechte und Demokratie , 
Initiative "Stoppt die e-card" 
Chaos-Computer-Club schreibt z.B.: "Von der Öffentlichkeit fast unbemerkt wird zeitgleich mit der Gesundheitskarte jedem Bürger eine eindeutige Nummer (Patienten-ID) zugewiesen. Damit kann jeder Mensch und seine Krankengeschichte auch nach Jahren noch zurückverfolgt werden. Die Stammdaten aller Versicherten werden zentral und unverschlüsselt gespeichert sowie zur Authentifizierung genutzt." (Quelle)
	Es nahmen auf dem Podium teil: 
 

Prof. Dr. Gunnar Duttge (Jurist Strafrechtler), Zentrum für Medizinrecht Uni Göttingen (Ethikkommission, Themen wie Patientenverfügung
Hält die Einführung der elektronischen Gesundheitskarte für unumgänglich.
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	Oberregierungsrätin Jana Holland, 
ist quasi für die Einführung der Karte im Regierungsamt tätig. 
Bundesministerium für Gesundheit, Seit 2002 im Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung im Referat "Allgemeines Gesundheitsrecht, Patientenrechte, elektronische Gesundheitskarte" tätig, seit 2003 in der Projektgruppe Telematik-Gesundheitskarte des Bundesministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung. (Vortragsfolien Gesundheitskarte )
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	- Prof. Dr. Heinrich Hanika, Wirtschaftshochschule Ludwigshafen: Europarechtliche Determinanten und Entwicklungen zu "eHealth"

	- RA Prof. Dr. Christian Dierks, Dierks + Bohle, Rechtsanwälte, Berlin:Rechtliche Rahmenbedingungen und Zweifelsfragen wird von Roche in einem Videobeitrag zu Rate gezogen, wenn sich Ärzte von den Krankenkassen bei der Verschreibung von Arzneimitteln eingeschränkt fühlen. (>> Video auf der Webseite von Roche)

	Dr. Franz-Joseph Bartmann, Auswirkungen auf das Arzt-Patientenverhältnis - Bartmann ist seit 1988 Mitglied der Kammerversammlung der Ärztekammer Schleswig-Holstein wo die Pilottests zur Gesundheitskarte durchgeführt wurden und ist seit 2007 Vorsitzender des Ausschusses Telematik der Bundesärztekammer (BÄK) In Schleswig Holstein.
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	Dr. Thilo Weichert, Landesbeauftragter für Datenschutz Schleswig-Holstein, Kiel: 
Er findet die Pläne zum Datenschutz bei der elektronischen Gesundheitskarte sehr gut. 
Thilo Weichert war von Anfang an an den Regelungen zur Gesundheitskarte in Schleswig Holstein sicher beteiligt .
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Moderation: Prof. Dr. Gerald Spindler, Zentrum für Medizinrecht der Universität Göttingen:

 

Grundinformationen über die "Elektronischen Gesundheitskarte"
Die "Elektronische Gesundheitskarte" ist bereits gesetzlich beschlossen. Sie ist eine Karte mit einem Prozessor, der 64 Kbyte oder mehr hat. Diese Karte enthält ein Passfoto, medizinische Daten, ermöglicht Verschlüsselung und ist signaturfähig. Sie soll die bisherige Chipkarte der Krankenkassen ablösen, die als schlichteSpeicherkarte nur 256 Byte speichert und zur Identifizierung dient. 

Durch die Elektronische Gesundheitskarte erfolgt der Einstieg in ein vernetztes System das 80 Mio. Versicherte, 123 000 niedergelassene Ärzte, 65 000 Zahnärzte, 2 200 Krankenhäuser, 21 000 Apotheken, Weitere Leistungserbringer in Heil und Pflegeberufen sowie gesetzliche und private Krankenkassen umfasst. Krankenkassen, Krankenhäuser, Arztpraxen und Patienten-PC sollen "durch die Telematik-Infrastruktur" über das Internet miteinander vernetzt werden. 

Gespeicherte Daten

Schrittweise sollen mehr Daten auf der Karte gespeichert werden und schließlich soll die Karte ein Mittel zum Erschließen einer elektronischen Patientenakte innerhalb einer vernetzten "Telematik-Struktur" werden. 

Begonnen wird mit einem "Notfalldatensatz". Er enthält ärztliche Diagnosen, Arzneimitteleinnahmen, Unverträglichkeiten, Kontaktdaten zu Verwandten und Freunden, Erklärung zur postmortalen Organ- und Gewebespende, Hinweis auf Patientenverfügung und deren Aufbewahrungsort

Desweiteren wird das elektronische Rezept eingeführt. Der Arzt trägt die Daten auf der Karte ein, der Apotheker kann die Rezeptdaten auf der Karte lesen, löschen und die Arzneimitteldokumentation auf der Karte ergänzen indem er die gekauften Arzneimittel einträgt. Die Arzneimitteldokumentation erfasst und speichert, welche Medikamente verordnet wurden. Damit werden für die Krankenkassen Doppelverordnungen sichtbar. Gespeichert werden "Präparatenamen, Darreichungsformen, Wirkstoffstärken und Dosierungen" Ausserdem sollen dort auch die nichtverschreibungspflichtigen Medikamente eingetragen werden.

Weitere medizinische Daten ergeben sich mit der Speicherung der gesundheitliche Vorgeschichte und aktueller medizinische Befunde, Diagnosen, Therapieempfehlungen Impfungen sowie Behandlungsberichten in elektronischer Form für eine einrichtungsübergreifende, fallbezogene (elektronischer Arztbrief), Dokumentation über den Patienten (elektronische Patientenakte). So wird die Gesundheitskarte ein Mittel zur "kontrollierten Ablage" und Erschliessung der persönlichen Gesundheitsdaten in den verteilten Stellen des Gesundheitssystems. "Die vernetzte Zusammenarbeit im deutschen Gesundheitssystem wird damit insgesamt gefördert und erleichtert werden."

Daten über in Anspruch genommene Leistungen und deren vorläufige Kosten für die Versicherten "Unnötige" Untersuchungen, Mehrfachuntersuchungen sollen verhindert werden um die "Ressourcen des Gesundheitssystems zu schonen". 

Zugriff auf die Daten 

Zugriffe auf die Daten sind durch einen "Heilberufsausweis" kombiniert mit der Eingabe einer PIN durch den Patienten möglich. Zugriffsbereichtigung erhalten Ärzte,Zahnärzte, Apotheker, Apothekerassistenten, Pharmazieingenieure, Apothekenassistenten, Personen, die als berufsmäßige Gehilfen oder zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind und der Zugriff unter Aufsicht erfolgt, sonstige Erbringer ärztlich verordneter Leistungen, Psychotherapeuten, Rettungsdienst (Quelle - Gesetzestext) Notfalldaten dürften wohl auch ohne PIN abfragbar sein, denn wie soll ein bewußtloser Patient seine PIN eingeben? 
Angeblich soll der Patient den Zugriff Ärztespezifisch beschränken können: also der Zahnarzt kann dann nicht auf die Orthopädiedaten zugreifen. Wie dies erfolgen soll ist unklar. Sitzt dann der Patient zusammen mit dem Arzt am Bildschirm und gibt nur für den Zugriff auf bestimmte Bereiche, die ihm der Arzt als gewünscht angibt seine PIN ein?

Die Zugriffe werden protokolliert, die letzten 50 werden gespeichert: es ist also auch bekann zu welchem Zeitpunkt der Arzt besucht wurde und wann ein Medikament abgeholt wurde oder eine Therapiemaßnahme durchgeführt wurde.

Augenwischerei: Zugriff durch Patienten auf ihre eigenen Daten, 

da heisst es zwar "Die Versicherten können alle über sie gespeicherten Daten einsehen und Ausdrucke hiervon erhalten." Der Patient ist damit allerdings abhängig vom Arzt, der ihm zeigen soll, was auf der Karte eingetragen wurde. Das Lesen ist nur mit dem "elektronischen Heilberufsausweis" des Arztes oder anderer Stelle und der Eingabe der PIN des Versicherten (durch diesen selbst - ohne dass der Arzt darauf Einblick hat?) möglich. Da der Versicherte keinen solchen Ausweis besitzt kann er auch nicht selbständig die Daten in Ruhe überprüfen. Hier wäre zumindest notwendig, dass der Patient durch Eingabe eines Zugriffscodes seine eigenen Daten auch selbständig überprüfen kann. Dies würde allerdings wiederum der Nötigung einen Weg öffnen, sich bereitzuerklären, anderen Stellen unter Preisgabe dieser Identifikationsnummer Zugriff auf Gesundheitsdaten zu gewähren. Außerdem ist das Gesetz so zu verstehen, daß der Patient nicht auf alle Daten Einblick nehmen kann und wenn man die Verteilung der Daten in der "telematischen Infrastruktur" bedenkt, dann ist klar, dass angesichts der Komplexität nicht nur Patienten sondern auch Datenschützer jeglichen Überblick verlieren. 

